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Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 29. Januar 2024 

von armasuisse Immobilien, Staatsstrasse 100, Heiligkreuz, 8887 Mels 

betreffend 

GEMEINDEN UZWIL UND ZUZWIL (SG), ÜBERSETZSTELLE; 
INSTANDHALTUNG UND ANPASSUNG ZUFAHRT 

stellt fest: 

1. Das Baumanagement Ost von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbehörde 
am 29. Januar 2024 das Gesuch für die Instandhaltung der Übersetzstelle (Gemeinden 
Uzwil und Zuzwil SG) und die Anpassung der Zufahrt (Gemeinde Uzwil) zur Beurteilung 
ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein ordentliches militärisches Plangenehmi­ 
gungsverfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kommuna­ 
len und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch und ver­ 
anlasste die öffentliche Auflage des Projekts (4. Juni bis 4. Juli 2024). 

3. Innert der Auflagefrist erhob die Pro Natura St. Gallen - Appenzell am 3. Juli 2024 Ein­ 
sprache gegen das Projekt. 

4. Der Kanton St. Gallen übermittelte seine Stellungnahme mit Schreiben vom 25. September 
2024 und teilte mit, dass die Gemeinden Uzwil und Zuzwil keine Einwände gegen das 
Projekt haben. 

5. Am 28. April 2025 fand eine Begehung vor Ort mit Pro Natura St. Gallen - Appenzell, 
dem BAFU, der Gesuchstellerin und der Genehmigungsbehörde statt. 

6. Mit Schreiben vom 16. Dezember 2025 zog die Pro Natura St. Gallen - Appenzell ihre 
Einsprache vom 3. Juli 2024 unter der Bedingung zurück, dass zwei Auflagen zur zukünf­ 
tigen Revitalisierung des Auengebiets und zu Ersatzmassnahrnen in die Plangenehmigung 
aufgenommen werden. 



5. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) erfolgte am 30. Januar 2026. 
6. Die Gesuchstellerin nahm am 13. Februar 2026 abschliessend zu den eingegangenen An­ 

trägen und Bemerkungen Stellung. 
7. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 

entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 

Das Vorhaben betrifft die Instandhaltung und Anpassung einer militärischen Anlage. Das Vor­ 
haben ist somit militärisch begründet, weshalb die MPV anwendbar und das Generalsekretariat 
des VBS für die Festlegung und Durchführung des militärischen Plangenehmigungsverfahrens 
zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. b und c, Art. 2 MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 

Im Rahmen der Vorprüfung nach Art. 7 MPV vom 25. September 2020 hat die Genehmigungs­ 
behörde festgestellt: 
a. Das Vorhaben untersteht dem ordentlichen militärischen Plangenehmigungsverfahren. 
b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 

weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben ist sachplanrelevant im Sinne des Kapitels 6.2 des Programmteils 2017 des 
Sachplans Militär. 

3. Anpassung Sachplan Militär 

Die im Programmteil 201 7 des Sachplans Militär mit einem "R" (Reserve) bezeichneten Über­ 
setzstellen werden nicht für die regelmässige Ausbildung genutzt. Sie können bei erhöhtem 
Bedarf, beispielsweise für Volltruppenübungen, in Betrieb genommen werden. 
Die im Sachplan Militär festgesetzte Übersetzstelle «Weieren» befand sich im Status «Re­ 
serve». Im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee (WEA) wird sie vermehrt wieder für die 
regelmässige Ausbildung genutzt. 
Die entsprechende Entlassung der Übersetzstelle «Weieren» aus dem Reservestatus erfolgte 
mit Beschluss des Bundesrats am 12. Januar 2022. Damit wurden die raumplanerischen Vo­ 
raussetzungen für die Instandhaltung und Anpassung der Übersetzstelle geschaffen. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 
Die bestehende Übersetzstelle «Weieren» befindet sich an der Thur und verbindet die beiden 
Gemeinden Uzwil und Zuzwil (SG). Für die künftige Nutzung soll die Übersetzstelle instand 
gestellt und vergrössert werden. In der Gemeinde Uzwil soll die Zufahrtsstrasse beidseitig um 
jeweils ca. 50 cm verbreitert und ein neuer Wendeplatz mit entsprechender Kofferung erstellt 
werden. Dazu sind Rodungen erforderlich. Weiter soll die abgerutschte Böschung instand ge­ 
stellt und die Böschungskante mit einem Blocksteinverbau verstärkt werden. Am linken Ufer 
soll die Böschung im Bereich des Brückenwiderlagers ebenfalls mit einem Blocksteinverbau 
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verstärkt werden. Das Vorhaben tangiert eine Gewässerschutzzone S2 und liegt in einem Au­ 
engebiet von nationaler Bedeutung. 

2. Stellungnahmen der Gemeinden Uzwil und Zuzwil (SG) 
In seiner Stellungnahme bestätigte der Kanton St. Gallen, dass die beiden Standortgemeinden 
keine Einwände gegen das Vorhaben haben. 

3. Stellungnahme des Kantons St. Gallen 

Der Kanton St. Gallen formulierte in seiner Stellungnahme folgende Anträge: 
Gewässer 

(1) Die Steinsätze seien mit ungleichgrossen Steinen unregelmässig zu gestalten. Die Bö­ 
schungsneigungen (inkl. Steinsatz) seien variabel auszubilden und dürften nicht steiler als 
im Verhältnis 2:3 angelegt werden. Die Ufersteine seien wo möglich mit Erdmaterial zu 
überdecken und zu bepflanzen. 

(2) Die beidseitigen Böschungsoberkantenverstärkungen sowie die Böschungssicherungs­ 
massnahmen am rechten Thurufer seien durch die Gesuchstellerin zu unterhalten. 

(3) Baubeginn und -ende seien dem Amt für Wasser und Energie des Kantons St. Gallen, Ab­ 
teilung Wasserbau, anzuzeigen. Allfällige bauliche Änderungen im Gewässerbereich seien 
vor der Ausführung zu melden. 

(4) Während der Bauausführung sei der Bereich des Gewässers stets soweit freizuhalten, dass 
der Hochwasserabfluss gewährleistet bleibe. 

(5) Sollten wichtige öffentliche Interessen eine Anpassung der Anlage erfordern, so könnten 
die nötigen baulichen Massnahmen verlangt werden, und zwar ohne Anspruch auf Ent­ 
schädigung. 
Naturschutz 

(6) Die Arbeiten seien bei Niederwasser durchzuführen; Trübungen seien soweit möglich zu 
vermeiden. Grundsätzlich sei bei allen Arbeiten im Gewässer eine Wasserhaltung einzu­ 
richten, damit untenliegende Gewässerareale während dem Eingriff genügend benetzt sind. 
Muss aus bautechnischen Gründen auf eine Wasserhaltung verzichtet werden, sei der Ar­ 
beitsablauf vor Beginn der Arbeiten mit dem zuständigen Fischereiaufseher abzusprechen. 
Es dürfe kein Betonwasser in das Gewässer gelangen. 

(7) Während der Laichzeit und der Entwicklungszeit der abgelegten Eier im Einzugsgebiet der 
Bachforellen und Äschen vom 1. November bis 1. Juni dürften weder Arbeiten im Wasser 
selbst noch solche, die Beeinträchtigungen des Wassers (durch Einleiten von Schwebstof­ 
fen, Baustellenentwässerungen usw.) bewirken könnten, ausgeführt werden. Ebenso sei das 
Befahren des Gewässers nicht gestattet. 

(8) Für die Bauarbeiten dürften im Bereich des Gewässers und der Gewässerböschungen nur 
die unmittelbar erforderlichen Flächen beansprucht werden. Eventuell erforderliche Lager­ 
und Installationsplätze seien ausserhalb dieses Bereiches anzulegen. 

(9) Die allenfalls benötigten Steinsätze im Gewässerbereich seien mit ungleichgrossen Steinen 
formwild zu gestalten. Sie seien ohne Beton in einem Kiesfilter zu setzen. Die Ufersteine 
seien wo möglich mit Erdmaterial zu überdecken und wie auch die Böschungsbereiche mit 
standortgerechten Arten zu bepflanzen. 

(lO)Abgehende Ufergehölze seien zu ersetzen. Für die Ersatzpflanzungen seien aus-schliess­ 
lieh einheimische, standortgerechte Arten zu verwenden. 

(11)Dem zuständigen, kantonalen Fischereiaufseher sei mindestens zwei Wochen vor Arbeits­ 
beginn Mitteilung zu machen. Der Fischereiaufseher sei befugt, Massnahmen (insbeson­ 
dere Abfischarbeiten) zum Schutz der Fische und der anderen Wassertiere anzuordnen. Die 
Kosten gingen zu Lasten der Gesuchstellerin. 

(12) Bauarbeiten im Gewässerbereich seien zügig voranzutreiben und dürften ohne Not (z. B. 
Hochwasser) nicht unterbrochen werden. Bei Unterbrüchen von mehr als 21 Tagen sei vor 
Beginn der Arbeiten wieder der Fischereiaufseher zu verständigen. 
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(13)Das Vorhaben liege in einem Auengebiet von nationaler Bedeutung und bedinge eine Ro­ 
dung einer seltenen Waldgesellschaft, die nach Art. 18 Abs 1 bis des Natur- und Heimat­ 
schutzgesetzes (NHG; SR 451) geschützt sei. Gemäss Art. 18 Abs. 1 ~ ~ ~ NHG sei bei Ein­ 
griffen in schutzwürdige Lebensräume für angemessenen Ersatz zu sorgen. Da es sich um 
eine schutzwürdige Waldgesellschaft handle, richte sich der Ersatz zunächst nach Art. 7 
des Waldgesetzes (WaG; SR 921.0). Dieser sei auf einer Fläche in Degersheim vorgesehen. 
Da somit ökologische Verluste im Auengebiet verblieben, seien gemäss Art. 18 Abs. 1 ter 
NHG zusätzliche Ersatzmassnahmen, mit denen die ökologischen Verluste im Auengebiet 
ausgeglichen werden, zu planen. 

(14)Es seien Massnahmen zum Verhindern von, für das Schutzgebiet nachteilige Nutzungen 
(Freizeitnutzung wie Campieren, Grillieren, etc.) des Wendeplatzes, umzusetzen. 

(15)Bei den Bauarbeiten sei wirksam zu verhindern, dass sich invasive Problempflanzen/ Ne­ 
ophyten ansiedeln oder ausbreiten können. Um eine Besiedlung des bearbeiteten Erdbo­ 
dens mit invasiven Neophyten zu verhindern, werde eine Bepflanzung mit einhei-mischer 
Konkurrenzvegetation empfohlen. Biologisch belastetes Erd- oder Bodenma-terial müsse 
am Entnahmeort verwertet oder so entsorgt werden, dass eine weitere Ausbreitung ausge­ 
schlossen sei (insb. keine Verteilung oder Vermischung mit unbelastetem Aushub). 

(16) Die Arbeiten seien von der Gesuchstellerin zu überwachen. Für Schäden aller Art, die auf 
die Arbeiten zurückzuführen seien, hafte die Gesuchstellerin. 

(17)Die Bewilligung könne vom Amt für Natur, Jagd und Fischerei jederzeit ohne Entschä­ 
digungspflicht eingeschränkt oder widerrufen werden, wenn: a) die massgebenden Best­ 
immungen und Auflagen nicht eingehalten werden; b) überwiegende öffentliche Interessen 
es erfordern. 
Strassen/ Wege 

(18)In Ziff. 6 des Berichtes «Militärisches Plangenehmigungsverfahren» werde erwähnt, dass 
beim Bau des Einbauplatzes die Einbaustelle für Fussgänger (Wanderer) und Radfahrer 
gesperrt werden müsse. Es befänden sich mehrere Wanderrouten und auch die nationale 
Wanderroute Nr. 24 Thurweg sowie ein kantonaler Radweg im Perimeter (Parzelle Nr. 
1655 Uzwil). Es seien frühzeitig der Verein St. Galler Wanderwege und der ARGE Velo­ 
link in die Bauplanung einzubinden (Planung der Sperrung / allfällige Umleitungen). 
Wald 

(19) Für die Umsetzung der Rodung und des Rodungsersatzes sei der zuständige Revierförster 
einzubeziehen. Zudem sei die Stabilität der an die Rodungsfläche angrenzenden Bäume zu 
prüfen. 

(20)Die Rodungs- und Bauarbeiten hätten unter Schonung des angrenzenden Waldes zu erfol­ 
gen. Es sei insbesondere untersagt, darin Baubaracken zu errichten sowie Aushub, Fahr­ 
zeuge und Materialien aller Art zu deponieren. 

(21)Für den Rodungsersatz habe die Gesuchstellerin das Kantonsforstamt St. Gallenmitei­ 
nem Betrag von Fr. 13'500.- zu entschädigen. Der Rodungsersatz werde mit der Plange­ 
nehmigungsverfügung durch den Bund fällig. Das Kantonsforstamt sei für die Rechnungs­ 
stellung über die Plangenehmigungsverfügung zu informieren. 
Umweltschutz 

(22)Die Verminderung der schützenden Überdeckung (Boden und Deckschicht) in der Zone 
S2 sei auf das Notwendigste zu beschränken und so durchzuführen, dass jegliche Beein­ 
trächtigung der Trinkwassernutzung ausgeschlossen werden kann. 

(23) Das Projekt müsse vollumfänglich durch einen Hydrogeologen begleitet werden. Dieser 
lege die Schutzmassnahmen fest, die während der Arbeiten ergriffen werden müssten, um 
jegliche Gefährdung des Trinkwassers auszuschliessen. Jeder Vorfall, der möglicherweise 
Folgen für das Grund- und das Trinkwasser habe, müsse gemeldet werden. Die Installati­ 
onsplätze seien ausserhalb der Zone S2 zu realisieren. 
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4. Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) 

Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme folgende Anträge: 
(24)Die Gesuchstellerin habe Seite 3 des Rodungsformulars zu unterzeichnen und Seite 4 des 

Rodungsformulars (inkl. Unterschrift) ausfüllen zu lassen. Das vollständige Rodungsge­ 
such sei dann der Genehmigungsbehörde zuhanden des BAFU nachzuliefern. 

(25)Falls noch nicht erfolgt, sei das Rodungsgesuch (inkl. Unterlagen zum Bauvorhaben) vor 
Erteilung der Rodungsbewilligung durch die Genehmigungsbehörde öffentlich bekannt zu 
machen und zur Einsicht aufzulegen. 

(26) Der in der koordinierten Stellungnahme des Ams für Raumentwicklung und Geoinforma­ 
tionen des Kantons St. Gallen vom 25. September 2024 unter Punkt 5 Wald formulierte 
Antrag (21) sei durch die Genehmigungsbehörde in die Plangenehmigung aufzunehmen. 

Die Rodungsbewilligung könne durch die Genehmigungsbehörde unter folgenden Auflagen er­ 
teilt werden: 
(27)Die Gesuchstellerin habe sicherzustellen, dass die Rodungs- und Bauarbeiten unter Scho- 

nung des angrenzenden Waldareals erfolgen. Es sei insbesondere untersagt, darin Bauba­ 
racken zu errichten sowie Aushub, Fahrzeuge und Materialien aller Art zu deponieren. 

(28) Die Gesuchstellerin habe sicherzustellen, dass die Wiederherstellungs- und Ersatzleis­ 
tungsarbeiten innert 7 Jahren nach Eintritt der Rechtskraft der Plangenehmigungsverfü­ 
gung erfolgen. 

(29) Für die Ersatzaufforstungen habe die Gesuchstellerin das Aufkommen einer standortge­ 
rechten Bestockung zur Erfüllung der Waldfunktionen sicherzustellen. Sie habe während 
der Bauphase und der Aufwuchsphase (Kronenschluss) das Aufkommen von Konkurrenz­ 
vegetation wie Brombeere und invasiven gebietsfremden Pflanzen wie Goldrute, Sommer­ 
flieder, Riesenbärenklau etc. zu verhindern. Dies habe durch regelmässige Kontrollen bzw. 
entsprechende Massnahmen zu erfolgen. Fünf Jahre nach Abschluss der Arbeiten für die 
Ersatzaufforstungen habe die Gesuchstellerin die Flächen einer Erfolgskontrolle durch den 
kantonalen Forstdienst zu unterziehen. Letzterer habe festzustellen, ob die Bekämpfung 
der Konkurrenzvegetation und der invasiven gebietsfremden Pflanzen weiterzuführen sei 
und diesfalls für welche Zeitdauer. Die Gesuchstellerin habe die Genehmigungsbehörde 
über den Zeitpunkt der Erfolgskontrolle und deren Ergebnis sowie allfällige Forderungen 
des kantonalen Forstdienstes in Kenntnis zu setzen. Bei Uneinigkeiten habe die Genehmi­ 
gungsbehörde nach Anhörung der Parteien sowie des BAFU zu entscheiden. 

(30) Die Gesuchstellerin habe für die Umsetzung der Rodung/ des Rodungsersatzes den kanto­ 
nalen Forstdienst einzubeziehen. Insbesondere sei durch diesen die Stabilität der an die 
Rodungsfläche angrenzenden Bäume zu prüfen. 

(31) Die Gesuchstellerin habe nach Abschluss der Rodungs- und Bauarbeiten (inkl. Rodungs­ 
ersatz) den kantonalen Forstdienst zu einer Abnahme einzuladen. 

5. Abschliessende Stellungnahme der Gesuchstellerin 
Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Diese erklärte sich 
in ihrer abschliessenden Stellungnahme vom 13. Februar 2026 mit allen eingegangenen Anträ­ 
gen und Bemerkungen einverstanden und sicherte zu, diese in der weiteren Planung und in der 
Ausführung zu berücksichtigen. 

6. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 

a. Natur und Landschaft 
Das Projekt liegt im Objekt 18 «Thurauen Wil-Weieren» des Bundesinventars der Auengebiete 
von nationaler Bedeutung. Gemäss Art. 4 der Verordnung über den Schutz der Auengebiete 
von nationaler Bedeutung (Auenverordnung; SR 451.31) soll das Objekt ungeschmälert erhal­ 
ten werden. Zum Schutzziel gehören insbesondere die Erhaltung und Förderung der auentypi­ 
sehen einheimischen Pflanzen- und Tierwelt und ihrer ökologischen Voraussetzungen, die Er- 
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haltung und, soweit es sinnvoll und machbar ist, die Wiederherstellung der natürlichen Dyna­ 
mik des Gewässer- und Geschiebehaushalts sowie die Erhaltung der geomorphologischen Ei­ 
genart. 
Am 3. Juli 2024 erhob die Pro Natura St. Gallen - Appenzell Einsprache gegen das Projekt. 
Am 28. April 2025 fand mit Pro Natura, dem BAFU, der Gesuchstellerin und der Genehmi­ 
gungsbehörde ein Augenschein statt, an welchem die Gründe der Einsprache dargelegt, weitere 
geprüfte Alternativstandorte für die Übersetzstelle angeschaut und mögliche Lösungswege dis­ 
kutiert wurden (Aktennotiz vom 13. Mai 2025). Dabei wurde festgestellt, dass der Bau einer 
neuen Übersetzstelle an einem der geprüften Alternativstandorte ebenfalls zu schwerwiegenden 
Eingriffen in Natur und Landschaft führen würde und die untersuchten Standortalternativen 
alleine schon aufgrund der zu grossen Hindernisbreite nicht in Frage kommen. Die Teilneh­ 
menden wurden sich einig, dass die Befürchtung von Pro Natura St. Gallen - Appenzell, wo­ 
nach die geplante Instandhaltung und Anpassung der Übersetzstelle die Planung eines künftigen 
Hochwasserschutzprojekts langfristig verhindern könnte, durch eine entsprechende Auflage in 
der Plangenehmigung ausgeräumt werden kann. 
Mit Schreiben vom 16. Dezember 2025 zog Pro Na tura St. Gallen - Appenzell ihre Einsprache 
vom 3. Juli 2024 unter folgenden Bedingungen zurück: 
a. Nichtpräjudizierung einer zukünftigen Revitalisierung und damit verbundene Suche nach 

Alternativstandorten 
Folgende Auflage sei in die Plangenehmigungsverfügung aufzunehmen: 
Die vorliegende Plangenehmigung habe keine negative präjudizielle Wirkung auf die Pla­ 
nung und Ausgestaltung einer künftigen Revitalisierung des national bedeutenden Auen­ 
gebiets «Thurauen Wil-Weieren» (Objekt Nr. 18). Sie sei mit der Auflage verbunden, dass 
die Gesuchstellerin im Hinblick auf die künftige Revitalisierung des Auengebiets 
«Thurauen Wil-Weieren» ab Eintritt der Rechtskraft der vorliegenden Plangenehmigung 
eine Prüfung von Alternativstandorten zum vorliegenden Standort für die Übersetzstelle 
Weieren vorzunehmen habe. Diese Prüfung habe im Rahmen einer hinreichend umfassen­ 
den sowie nachvollziehbar begründeten V ariantenanalyse zu erfolgen und habe Varianten 
ohne Eingriffe in das Auengebiet prioritär zu berücksichtigen. Ergibt die Prüfung einen in 
diesem Sinne geeigneten Alternativstandort, sei die Gesuchstellerin verpflichtet, die not­ 
wendigen Schritte zur Anpassung des Sachplans Militär einzuleiten. Die Gesuchstellerin 
verpflichte sich, das BAFU sowie Pro Natura St. Gallen - Appenzell alle zwei Jahre über 
den Fortschritt ihrer Prüfung von Alternativstandorten zu informieren. 

b. Auflage: Ersatzmassnahmenfür die Beeinträchtigung des nationalen Auengebiets 
Die Ersatzmassnahmen, namentlich die Schaffung, der Erhalt und der sachgerechte Unter­ 
halt von zwei Weihern von insgesamt mindestens 165 m Fläche plus Umgebungsgestal­ 
tung, müssten vor der Sanierung der Übersetzstelle geplant und mit der Sanierung zusam­ 
men umgesetzt werden. Die Planunterlagen müssten der Pro Natura St. Gallen-Appenzell 
und dem BAFU zwei Monate vor Baustart zur Freigabe zugestellt werden. Ausserdem 
müsse eine Unterhaltsvereinbarung (Dienstbarkeitsvertrag) mit der Grundeigentümerin der 
Fläche der Ersatzweiher und Umgebung getroffen werden mit dem Ziel, die Weiher und 
deren Umgebung langfristig zu sichern und im Sinne der Auenarten bestmöglich zu pfle­ 
gen. 

Die Gesuchstellerin hatte sich bereits am 1. Dezember 2025 zum Entwurf des bedingten Ein­ 
spracherückzugs geäussert und sicherte zu, die Anträge entsprechend umzusetzen. In Rückspra­ 
che mit der Genehmigungsbehörde wurde festgestellt, dass es sich bei den beantragen Ersatz­ 
massnahmen um eine nachträgliche, unwesentliche Projektanpassung nach Art. 32 MPV han­ 
delt, weshalb kein erneutes Plangenehmigungsverfahren bzw. keine erneute öffentliche Auflage 
erforderlich ist. Hingegen ist vorgängig das Einverständnis der von den Ersatzmassnahmen di­ 
rekt Betroffenen einzuholen. 
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Unter Vorbehalt, dass die Anträge gemäss dem bedingten Rückzug der Einsprache von Pro 
Natura St. Gallen - Appenzell sowie die Ersatzmassnahmen gemäss dem Bericht Ersatzmass­ 
nahmen planikum gmbh umgesetzt werden, stimmte das BAFU dem Projekt zu. Die Auflagen 
seien in der Plangenehmigung zu verfügen. 
Die Genehmigungsbehörde zieht in Erwägung, dass gemäss einer E-Mail des Amts für Wasser 
und Energie des Kantons St. Gallen vom 29. September 2021 an die Gesuchstellerin, im Jahr 
1999 eine Studie erarbeitet worden sei, welche im Bereich des Auenobjekts Nr. 18 diverse 
Massnahmen vorschlug. Die Studie sehe insgesamt vier Abschnitte von der Schwarzenbacher 
Brücke bis zur Überführung der Autobahn im Bereich Gillhof vor. Im ersten Abschnitt (Auf­ 
weitung Wil) sei mit wenigen Initialmassnahmen die eigendynamische Entwicklung der Thur 
gefördert worden. Die Projekterarbeitung des zweiten Abschnitts (Aufweitung Niederstetten) 
laufe derzeit (Stand September 2021). Der Kanton St. Gallen ging damals davon aus, dass frü­ 
hestens im Winter 2022/2023 mit den Bauarbeiten begonnen werden kann. 
Weiter erklärte der Kanton St. Gallen, dass die Übersetzstelle Weieren im dritten Abschnitt 
(Abschnitt Thurau) der oben erwähnten Studie liege. Im Gebiet Ober Rifenau befänden sich 
mehrere Grundwasserpumpwerke der Trinkwasserversorgung. Schon bei der Projektbearbei­ 
tung des zweiten Abschnitts hätten die Vertreter der Wasserversorgungen sehr grosse Bedenken 
zu den geplanten Massnahmen angemeldet. Zum damaligen Zeitpunkt (Stand September 2021) 
konnte der Kanton nicht abschätzen, ob und wann die Realisierung von Baumassnahmen im 
dritten Abschnitt möglich sein wird. Falls aber im dritten Abschnitt Massnahmen realisiert wer­ 
den könnten, müssten der bestehende Steg und die Übersetzstelle angepasst bzw. neu erstellt 
werden. 
Nach telefonischer Rücksprache mit dem Amt für Wasser und Energie des Kantons St. Gallen 
teilte die Gesuchstellerin der Genehmigungsbehörde mit E-Mail vom 1. Mai 2026 mit, dass 
aktuell das Renaturierungsprojekt in diesem Abschnitt nicht weiterverfolgt werde. Es könne im 
Sinne einer Projektidee behandelt werden. Eine Realisierung in diesem Bereich sei aufgrund 
der verschiedenen Grundwasserbrunnen sehr herausfordernd. Desweiteren wies die Gesuch­ 
stellerin darauf hin, dass bereits 20 verschiedene Standorte in der näheren Umgebung unter­ 
sucht und mit Pro Natura vor Ort angeschaut worden seien. Aufgrund der Gewässerbreite oder 
der schlechten Zufahrtsmöglichkeiten seien diese Standorte als mögliche Ersatzstandorte ver­ 
worfen worden. Eine weitere Ausdehnung des Untersuchungsperimeters sei aufgrund der stra­ 
tegisch wichtigen Lage der Übersetzstelle Weieren ausgeschlossen. 
Die Genehmigungsbehörde nimmt zur Kenntnis, dass die Umsetzung des Renaturierungspro­ 
jekts im Bereich der bestehenden Übersetzstelle Weieren zum heutigen Zeitpunkt nicht weiter­ 
verfolgt und daher in absehbarer Zeit nicht umgesetzt wird. Der aktuelle Standort der Übersetz­ 
stelle Weieren wurde zudem im Sachplan Militär bereits am 28. Februar 2001 vom Bundesrat 
verbindlich beschlossen und im revidierten Programmteil des Sachplans Militär am 8. Dezem­ 
ber 2017 vom Bundesrat bestätigt. Am 12. Januar 2022 hat der Bundesrat zudem beschlossen, 
dass die Übersetzstelle Weieren fortan für die regelmässige Ausbildung der Truppen genutzt 
werden soll. Sie befand sich bis dahin im Status «Reserve» und konnte nur bei erhöhtem Bedarf, 
bspw. für Volltruppenübungen, in Betrieb genommen werden. 
Dennoch liegt die Übersetzstelle Weieren innerhalb des Objekts 18 «Thurauen Wil-Weieren» 
des Bundesinventars der Auengebiete von nationaler Bedeutung. Im Hinblick auf eine allfällige 
künftige Revitalisierung des Auengebiets «Thurauen Wil-Weieren» im Bereich der Übersetz­ 
stelle Weieren erachtet es die Genehmigungsbehörde daher im Sinne des Antrags von Pro Na­ 
tura als sinnvoll und sachgerecht, mögliche Alternativstandorte im Rahmen einer V ariantenana­ 
lyse zu prüfen. Nach Durchführung der Variantenanalyse entscheidet die Genehmigungsbe­ 
hörde in Rücksprache mit dem BAFU und Pro Natura St. Gallen-Appenzell über das weitere 
Vorgehen. 
In diesem Sinne werden die Anträge von Pro Natura gutgeheissen und es ergehen nachfolgend 
sinngemässe Auflagen. Die Genehmigungsbehörde geht davon aus, dass damit die Bedingun- 
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gen für den Rückzug der Einsprache erfüllt sind und die Eisprache somit hinfällig wird. Abge­ 
lehnt wird hingegen derjenige Teil des Antrags, wonach sich die Gesuchstellerin verpflichtet, 
die notwendigen Schritte zur Anpassung des Sachplans Militär einzuleiten, sollte die Prüfung 
einen geeigneten Alternativstandort ergeben. Unter Berücksichtigen der Tatsache, dass die Um­ 
setzung des Renaturierungsprojekts im Bereich der bestehenden Übersetzstelle Weieren zum 
heutigen Zeitpunkt nicht weiterverfolgt und daher in absehbarer Zeit nicht umgesetzt wird, er­ 
übrigt sich zumindest vorläufig eine Anpassung des Sachplans resp. die Verschiebung des 
Standorts der Übersetzstelle. Auch die zweijährliche Information über den Fortschritt der Prü­ 
fung von Alternativen scheint der Genehmigungsbehörde nicht zweckmässig. Vielmehr soll die 
Gesuchstellerin der Genehmigungsbehörde die umfassende Variantenanalyse zuhanden des 
BAFU sowie von Pro Natura St. Gallen-Appenzell innert zwei Jahren ab Eintritt der Rechts­ 
kraft der Plangenehmigung zur Prüfung vorlegen. Die Genehmigungsbehörde entscheidet an­ 
schliessend in Rücksprache mit dem BAFU und Pro Natura St. Gallen - Appenzell über das 
weitere Vorgehen. 
b. Gewässerraum, Morphologie und aquatische Fauna 
In seiner Stellungnahme wies der Kanton darauf hin, dass im betroffenen Gewässerabschnitt 
der Gewässerraum noch nicht grundeigentümerverbindlich festgelegt worden ist; es würden 
folglich die Übergangsbestimmungen der Gewässerschutzverordnung (GSchV; SR 814.201) 
gelten. Gemäss Grundlagenkarte Gewässerraum (vgl. geoportal.ch) betrage im Gewässerab­ 
schnitt die Sohlenbreite der Thur rund 30 m, womit beidseitig ein Abstand ab Sohle von je 20 m 
gelte. Das Vorhaben liege somit innerhalb des übergangsrechtlichen Gewässerraums. Aus kan­ 
tonaler Sicht könne dem Vorhaben jedoch zugestimmt werden, eine Präjudizierung der Gewäs­ 
serraumfestlegung sei nicht erkennbar (Hochwasserschutz gewährleistet, Revitalisierung mög­ 
lich). Die abschliessende Prüfung obliege jedoch der Plangenehmigungsbehörde. Der Kanton 
stellte diverse Anträge betreffend das Gewässer (1 - 5). 
Seiner Stellungnahme legte der Kanton die fischereirechtliche und naturschutzrechtliche Stel­ 
lungnahme des Amts für Natur, Jagd und Fischerei (ANJF) bei. Das ANJF beantragt insgesamt 
12 Auflagen (6 - 17). Da sich das Vorhaben in einem Auengebiet von nationaler Bedeutung 
befinde, sei die Standortgebundenheit nachzuweisen. Die durchgeführte Standortevaluation 
könne grundsätzlich nachvollzogen werden. Für das betroffene Auengebiet Thurauen Wil-Wei­ 
eren bestehe gemäss dem Bundesinventar der Auengebiete von nationaler Bedeutung - Stand 
und Handlungsbedarf (BAFU, 2020) eine hohe Revitalisierungspriorität. Künftige Revitalisie­ 
rungsmassnahmen könnten dazu führen, dass die Übersetzstelle nicht längerfristig bestehen 
bleiben könne. 
In seiner Stellungnahme stimmte das BAFU dem Vorhaben hinsichtlich Gewässerraum und 
Fischerei zu und unterstützte die fischereirechtliche und naturschutzrechtliche Stellungnahme 
des Kantons mit den Anträgen (6 - 11) und die kantonale Stellungnahme vom 25. September 
2024, Teil 1 und 2 mit den Anträgen (1 - 5) ausdrücklich. Das BAFU hatte ansonsten keine 
weiteren Bemerkungen. 
In ihrer abschliessenden Stellungnahme bestätigte die Gesuchstellerin, dass Antrag 1 («Steins­ 
ätze») des Kantons bereits im Projekt vorgesehen sei. Antrag 2 («Unterhalt Böschungen») 
werde mittels einer Vereinbarung mit dem Facility Management von armasuisse Immobilien 
sichergestellt. Die Anzeige von Baubeginn und -ende (3) erfolge mit der Baustartanzeige. An­ 
trag 4 («Freihaltung Hochwasserabfluss») werde entsprechend eingeplant. Die kantonalen An­ 
träge (1) bis (4) werden gutgeheissen und als Auflage im Entscheid übernommen. 
Die Umsetzung von Antrag (5) des Kantons betreffend Anpassung der Anlage infolge wichtiger 
öffentlicher Interessen sicherte die Gesuchstellerin zu. Gemäss der kantonalen Stellungnahme 
geht es u. a. bei diesem Antrag um die Regelung des Thurunterhalts. Sollten infolge wichtiger 
öffentlicher Interessen im Zusammenhang mit dem Unterhalt der Thur bauliche Anpassungen 
an der Übersetzstelle erforderlich werden, wird dies zu gegebener Zeit vom Kanton der Ge­ 
suchstellerin anzuzeigen sein. Gemeinsam mit der Genehmigungsbehörde wird dann das wei- 
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tere Vorgehen festzulegen sein. Die Genehmigungsbehörde geht zum heutigen Zeitpunkt je­ 
doch davon aus, dass diesem Antrag des Kantons mit der Verpflichtung der Gesuchstellerin zur 
Prüfung von Alternativstandorten im Hinblick auf eine künftige Revitalisierung des Auenge­ 
biets «Thurauen Wil-Weieren» bereits genüge getan ist. Im Entscheid wird eine sinngemässe 
Auflage verfügt. 
Die fischerei- und naturschutzrechtlichen Anträge des Kantons (6 - 17) sind gemäss der ab­ 
schliessenden Stellungnahme der Gesuchstellerin bereits im Projekt berücksichtigt resp. vorge­ 
sehen und würden entsprechend umgesetzt. Zu Antrag (12) stellte die Gesuchstellerin klar, dass 
keine Bauarbeiten im Gewässerbereich geplant seien. Zu Antrag (13) führte die Gesuchstellerin 
aus, dass der Ersatz mittels Biotope gemäss dem Umweltbericht erfolge. 
Die kantonalen Anträge (6) bis (16) werden gutgeheissen und es ergehen entsprechende Aufla­ 
gen im Entscheid. Zu Antrag (17) stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass nach Art. 126 MG 
die Errichtung und Änderung von militärischen Bauten und Anlagen einer Plangenehmigung 
des VBS bedürfen. Mit der Plangenehmigung werden sämtliche nach Bundesrecht erforderli­ 
chen Bewilligungen erteilt. Kantonale Bewilligungen und Pläne sind nicht erforderlich. Inso­ 
fem kann ein kantonales Amt auch keine Bewilligung einschränken oder widerrufen. Entspre­ 
chend wird Antrag (17) des Kantons abgewiesen. 

c. Grund- und Trinkwasser 
Das kantonale Amt für Umweltschutz stellte zwei Anträge zur Verhinderung einer Beeinträch­ 
tigung der Trinkwassernutzung (22) und zur Begleitung des Projekts durch einen Hydrogeolo­ 
gen (23). In ihrer abschliessenden Stellungnahme stellte die Gesuchstellerin in Aussicht, Antrag 
(22) bei der Unternehmersubmission zu berücksichtigen. Zu Antrag (23) wies die Gesuchstel­ 
lerin darauf hin, dass ein auf Wasserbau spezialisiertes Ingenieurbüro beauftragt worden sei. 
Eine hydrogeologische Begleitung sei nicht vorgesehen. 
Auf Rückfrage der Genehmigungsbehörde teilte die Gesuchstellerin am 20. März 2026 mit, 
dass ein Hydrogeologe für die Ausführungsarbeiten beauftragt werde. Die Anträge (22) und 
(23) werden demnach gutgeheissen und es ergehen entsprechende Anträge im Entscheid. 

d. Wald 
Rodung 

Jede dauernde und vorübergehende Zweckentfremdung von Waldboden gilt als Rodung im 
Sinne des Waldgesetzes (WaG; SR 921.0). Rodungen sind gemäss Art. 5 Abs. 1 WaG grund­ 
sätzlich verboten. Ausnahmebewilligungen können nur unter bestimmten Voraussetzungen 
(Bedürfnisnachweis, Standortgebundenheit, sachliche Erfüllung der raumplanerischen Voraus­ 
setzungen, keine Gefährdung der Umwelt und Berücksichtigung von Natur- und Heimatschutz) 
erteilt werden. Überdies sind Rodungsbewilligungenjeweils zu befristen (Art. 5 Abs. 5 WaG). 
Aus waldrechtlicher Sicht bedarf das Vorhaben für die Verbreiterung der Zufahrtstrasse und 
für die Erstellung eines neuen Wendeplatzes im Waldareal einer Rodungsbewilligung. Insge­ 
samt müssen für das Vorhaben 735 m Wald definitiv gerodet werden. 
Aus Sicht des BAFU ist das Rodungsdossier - bis auf die fehlenden Unterschriften und die 
noch nicht ausgefüllte Seite 4 des Rodungsformulars (24) - vollständig und nachvollziehbar. 
Die Rodungsvoraussetzungen gemäss Art. 5 WaG seien vorliegend erfüllt. 
Gemäss dem BAFU gehe aus den Unterlagen nicht hervor, ob das vorliegende Rodungsgesuch 
bereits öffentlich aufgelegt worden sei (25). Dazu stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass 
das Bauvorhaben inkl. dem Rodungsgesuch am 4. Juni 2024 im Bundesblatt sowie im kanto­ 
nalen Amtsblatt publiziert wurde und die Unterlagen vom 4. Juni bis am 4. Juli 2024 in den 
beiden Standortgemeinden öffentlich zur Einsichtnahme aufgelegt wurden. Die Anzeige in den 
kommunalen Publikationsmedien wurde den beiden Standortgemeinden überlassen. Antrag 
(25) ist damit hinfällig und wird als gegenstandslos abgeschrieben. 
Auch aus der Sicht des Kantonsforstamts seien im vorliegenden Fall die Rodungsvoraussetzun­ 
gen erfüllt. Der Kanton stellte zwei Anträge zur Rodung (19 und 20). 

• 
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Rodungsersatz 

Das Kantonsforstamt nahm zur Kenntnis, dass der Realersatz auf dem Grundstück Nr. 1238 in 
der Gemeinde Degersheim realisiert werden soll. Für dieses Grundstück habe der Grundeigen­ 
tümer eine Aufforstungsvereinbarung mit dem Kantonsforstamt abgeschlossen. Die Finanzie­ 
rung der Ersatzaufforstung gehe zu Lasten der Gesuchstellerin und betrage Fr. 13'500.- (900 m 
à Fr. 15.-). Da die Rodung auf einem speziell wertvollen Waldstandort liege, wurde die Ersatz­ 
fläche auf 900 m vergrössert. Der nötige Ersatz sei damit gewährleistet. Den entsprechenden 
Antrag des Kantons (21) erachtete das BAFU als zweck- und verhältnismässig; er sei in die 
Plangenehmigung aufzunehmen. 
In ihrer abschliessenden Stellungnahme versicherte die Gesuchstellerin, dass die Anträge (19) 
bis (21) des Kantons bereits im Projekt berücksichtigt resp. vorgesehen seien und entsprechend 
umgesetzt werden. Antrag (20) werde in der Unternehmersubmission vorgegeben und für An­ 
trag (21) erfolge eine separate Vereinbarung. 
Die Anträge des Kantons ( 19 - 21) und des BAFU (24, 27 - 31) sind sachgerecht und werden 
gutgeheissen. Es ergehen entsprechende Anträge im Entscheid. 
Rodungsbewilligung 

Die Rodung bzw. die Zweckentfremdung des Waldareals darf erst in Angriff genommen wer­ 
den, wenn die vorliegende Plangenehmigungsverfügung rechtskräftig ist. Die Rodung und die 
Wiederaufforstung haben innerhalb von 2 Jahren nach Rechtskraft der Plangenehmigung zu 
erfolgen. Die Wiederherstellungs- und Ersatzleistungsarbeiten haben innert 7 Jahren nach 
Rechtskraft der Plangenehmigungsverfügung zu erfolgen. 
Es wird festgestellt, dass die Voraussetzungen für die Rodungsbewilligung nach Art. 5 WaG 
erfüllt sind. Die beantragte Rodung wird unter den genannten Auflagen bewilligt. 

e. Langsamverkehr (Wanderrouten und Radwege) 
In seiner Stellungnahme wies das kantonale Tiefbauamt daraufhin, dass sich mehrere Wander­ 
routen und auch die nationale Wanderroute Nr. 24 Thurweg sowie ein kantonaler Radweg im 
Perimeter (Parzelle Nr. 1655 Uzwil) befinden würden. Es seien frühzeitig der Verein St. Galler 
Wanderwege und der ARGE Velolink in die Bauplanung einzubinden (18). 
In ihrer abschliessenden Stellungnahme sicherte die Gesuchstellerin zu, dass dies bereits ent­ 
sprechend im Projekt berücksichtigt resp. vorgesehen sei und der Antrag umgesetzt werde. Er 
wird daher gutgeheissen und ergeht als Auflage im Entscheid. 
f. Abfälle / Schadstoffe 
Gemäss Art. 17 der Abfallverordnung (VVEA; SR 814.600) sind Sonderabfälle von den übri­ 
gen Abfällen zu trennen und fachgerecht zu entsorgen. Sofern mehr als 200 m Abfall (inkl. 
Aushub) anfallen oder belastete Bausubstanz zu erwarten ist, muss ein Entsorgungskonzept er­ 
arbeitet werden (Art. 16 Abs. 1 VVEA). 
In seiner Stellungnahme stellte das BAFU fest, dass gemäss der Beschreibung in den Projekt­ 
unterlagen zum Bereich Abfall der ausgehobene Waldboden an Ort und Stelle oder an einem 
von der Ortsbürgergemeinde oder dem Revierförster zugewiesenen Ort wieder eingebaut wer­ 
den soll. Die abgetragene Kiesschicht und das Böschungsmaterial (ca. 50 m~) sollen in einer 
Deponie Typ A für Aushubmaterial nach VVEA, Anhänge 3 und 5 entsorgt werden. Ein Ent­ 
sorgungskonzept sei aufgrund der Kubatur (kleiner 200 m~) nicht notwendig. 
Die Informationen in den Unterlagen beurteilte das BAFU als ausreichend. Die Vorgaben von 
Artikel 16 VVEA seien erfüllt. Das BAFU erklärte sich damit einverstanden, dass aufgrund der 
geringen Abfallmenge kein Entsorgungskonzept erstellt wird. 
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g. Lärm während der Bauphase 
Die Baulärmrichtlinie des BAFU konkretisiert die Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41) 
und legt bauliche sowie betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms fest. 
Die Gesuchstellerin legte in den Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A gemäss der Bau­ 
lärm-Richtlinie und entsprechende Massnahmen fest. Im Rahmen der Bauarbeiten würden 
keine besonderen Lärmemissionen entstehen. Es werde darauf geachtet, dass die Arbeiten ge­ 
mäss den geltenden Bestimmungen während der üblichen Arbeitszeit ausgeführt werden. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zum Baulärm einge­ 
gangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe ist korrekt. 
h. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die der Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Vorhaben anwendbar. Gemäss den Kri­ 
terien der Richtlinie sehen die Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A vor. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zur Luftreinhaltung 
eingegangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe A ist korrekt. 

C. Ergebnis 

Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind. 

und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 

Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, vom 29. Januar 2024, in Sa­ 
chen 

Gemeinden Uzwil und Zuzwil (SG), Übersetzstelle; Instandhaltung und Anpassung Zu­ 
fahrt 

mit den nachstehenden Unterlagen: 
- Bauprojektdossier vom 29. Januar 2024 
- Plan Nr. 66113_SA I Ol, Bauprojekt, 1 :500, vom 31.08.2023 
- Rodungsgesuch mit Beilagen: 

■ Plan Nr. 66113_SA / 02, Situation Rodungsplan, 1 :500, vom 31.08.2023 
■ Plan Nr. 66113_SA / 02, Situation Ersatzaufforstung, 1:200, vom 11.09.2023 

wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 

2. Rodungsbewilligung 
Die Ausnahmebewilligung für die definitive Rodung von 735 m Wald und die Wiederherstel­ 
lungs- und Ersatzleistungsarbeiten im Umfang von 900 m wird hiermit erteilt. 
Die Rodung bzw. die Zweckentfremdung des Waldareals darf erst vorgenommen werden, wenn 
die Plangenehmigung rechtskräftig ist. 
Die Rodung hat innerhalb von zwei Jahren nach Rechtskraft der Plangenehmigungsverfügung 
zu erfolgen. Die Wiederherstellungs- und Ersatzleistungsarbeiten haben innert 7 Jahren nach 
Rechtskraft der Plangenehmigungsverfügung zu erfolgen. 
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3. Auflagen 
Allgemein 

Der Baubeginn und die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sind der Genehmigungsbe­ 
hörde, den Gemeinden Uzwil und Zuzwil (SG) sowie dem kantonalen Forstdienst spätes­ 
tens 1 Monat vor Beginn der Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbe­ 
hörde behält sich eine Baukontrolle vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat der Genehmigungsbehörde den Bauabschluss anzuzeigen und 
gleichzeitig in einem Bericht mitzuteilen, wie die hier verfügten Auflagen umgesetzt wor­ 
den sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 3 Monate 
nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Natur und Landschaft 

d. Die Gesuchstellerin hat im Hinblick auf eine allfällige künftige Revitalisierung des Auen­ 
gebiets «Thurauen Wil-Weieren» eine Prüfung von Alternativstandorten zum Standort für 
die Übersetzstelle Weieren innerhalb des betrieblich und strategisch relevanten Raums vor­ 
zunehmen. Diese Prüfung hat im Rahmen einer hinreichend umfassenden sowie nachvoll­ 
ziehbar begründeten V ariantenanalyse zu erfolgen und hat Varianten ohne Eingriffe in das 
Auengebiet prioritär zu berücksichtigen. 
Die Variantenanalyse ist der Genehmigungsbehörde zuhanden des BAFU sowie von Pro 
Natura St. Gallen - Appenzell innert zwei Jahren ab Eintritt der Rechtskraft der Plange­ 
nehmigung zur Prüfung vorzulegen. Die Genehmigungsbehörde entscheidet anschliessend 
in Rücksprache mit dem BAFU und Pro Natura St. Gallen - Appenzell über das weitere 
Vorgehen. 

e. Die Ersatzmassnahmen, namentlich die Schaffung, der Erhalt und der sachgerechte Unter­ 
halt von zwei Weihern von insgesamt mindestens 165 m Fläche plus Umgebungsgestal­ 
tung müssen vor der Sanierung der Übersetzstelle geplant und mit der Sanierung zusam­ 
men umgesetzt werden. Die Planunterlagen müssen der Pro Natura St. Gallen-Appenzell 
und dem BAFU zwei Monate vor Baustart zur Freigabe zugestellt werden. Ausserdem 
muss eine Unterhaltsvereinbarung (Dienstbarkeitsvertrag) mit der Grundeigentümerin der 
Fläche der Ersatzweiher und Umgebung getroffen werden mit dem Ziel, die Weiher und 
deren Umgebung langfristig zu sichern und im Sinne der Auenarten bestmöglich zu pfle­ 
gen. 
Gewässerraum, Morphologie und aquatische Fauna 

f. Die Steinsätze sind mit ungleich grossen Steinen unregelmässig zu gestalten. Die Bö­ 
schungsneigungen (inkl. Steinsatz) sind variabel auszubilden und dürfen nicht steiler als 
im Verhältnis 2:3 angelegt werden. Die Ufersteine sind wo möglich mit Erdmaterial zu 
überdecken und zu bepflanzen. 

g. Die beidseitigen Böschungsoberkantenverstärkungen sowie die Böschungssicherungs­ 
massnahmen am rechten Thurufer sind durch die Gesuchstellerin zu unterhalten. 

h. Baubeginn und -ende sind dem Amt für Wasser und Energie des Kantons St. Gallen, Ab­ 
teilung Wasserbau, anzuzeigen. Allfällige bauliche Änderungen im Gewässerbereich sind 
vor der Ausführung zu melden. 

1. Während der Bauausführung ist der Bereich des Gewässers stets soweit freizuhalten, dass 
der Hochwasserabfluss gewährleistet bleibt. 

J. Bei wichtigen öffentlichen Interessen im Zusammenhang mit dem Unterhalt der Thur prüft 
die Gesuchstellerin auf Antrag des Kantons die dafür erforderliche Anpassung der Anlage. 

a. 
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k. Die Arbeiten sind bei Niederwasser durchzuführen; Trübungen sind soweit möglich zu 
vermeiden. Grundsätzlich ist bei allen Arbeiten im Gewässer eine Wasserhaltung einzu­ 
richten, damit untenliegende Gewässerareale während dem Eingriff genügend benetzt sind. 
Muss aus bautechnischen Gründen auf eine Wasserhaltung verzichtet werden, ist der Ar­ 
beitsablauf vor Beginn der Arbeiten mit dem zuständigen Fischereiaufseher abzusprechen. 
Es darf kein Betonwasser in das Gewässer gelangen. 

1. Während der Laichzeit und der Entwicklungszeit der abgelegten Eier im Einzugsgebiet der 
Bachforellen und Äschen vom 1. November bis 1. Juni dürfen weder Arbeiten im Wasser 
selbst noch solche, die Beeinträchtigungen des Wassers ( durch Einleiten von Schwebstof­ 
fen, Baustellenentwässerungen usw.) bewirken könnten, ausgeführt werden. Ebenso ist das 
Befahren des Gewässers nicht gestattet. 

m. Für die Bauarbeiten dürfen im Bereich des Gewässers und der Gewässerböschungen nur 
die unmittelbar erforderlichen Flächen beansprucht werden. Eventuell erforderliche Lager­ 
und Installationsplätze sind ausserhalb dieses Bereiches anzulegen. 
Die allenfalls benötigten Steinsätze im Gewässerbereich sind mit ungleichgrossen Steinen 
formwild zu gestalten. Sie sind ohne Beton in einem Kiesfilter zu setzen. Die Ufersteine 
sind wo möglich mit Erdmaterial zu überdecken und wie auch die Böschungsbereiche mit 
standortgerechten Arten zu bepflanzen. 

o. Abgehende Ufergehölze sind zu ersetzen. Für die Ersatzpflanzungen sind ausschliesslich 
einheimische, standortgerechte Arten zu verwenden. 

p. Dem zuständigen, kantonalen Fischereiaufseher ist mindestens zwei Wochen vor Arbeits­ 
beginn Mitteilung zu machen. Der Fischereiaufseher ist befugt, Massnahmen (insbeson­ 
dere Abfischarbeiten) zum Schutz der Fische und der anderen Wassertiere anzuordnen. Die 
Kosten gehen zu Lasten der Gesuchstellerin. 

q. Allfällige Bauarbeiten im Gewässerbereich sind zügig voranzutreiben und dürfen ohne Not 
(z.B. Hochwasser) nicht unterbrochen werden. Bei Unterbrüchen von mehr als 21 Tagen 
ist vor Beginn der Arbeiten der Fischereiaufseher zu verständigen. 

r. Es sind Massnahmen zum Verhindern von für das Schutzgebiet nachteilige Nutzungen 
(Freizeitnutzung wie Campieren, Grillieren, etc.) des Wendeplatzes umzusetzen. 

S. Bei den Bauarbeiten ist wirksam zu verhindern, dass sich invasive Problempflanzen/ Neo­ 
phyten ansiedeln oder ausbreiten können. Um eine Besiedlung des bearbeiteten Erdbodens 
mit invasiven Neophyten zu verhindern, wird eine Bepflanzung mit einheimischer Kon­ 
kurrenzvegetation empfohlen. Biologisch belastetes Erd- oder Bodenmaterial muss am 
Entnahmeort verwertet oder so entsorgt werden, dass eine weitere Ausbreitung ausge­ 
schlossen ist (insb. keine Verteilung oder Vermischung mit unbelastetem Aushub). 

t. Die Arbeiten sind von der Gesuchstellerin zu überwachen. Für Schäden aller Art, die auf 
die Arbeiten zurückzuführen sind, haftet die Gesuchstellerin. 
Grund- und Trinkwasser 

u. Die Verminderung der schützenden Überdeckung (Boden und Deckschicht) in der Grund­ 
wasserschutzzone S2 ist auf das Notwendigste zu beschränken und so durchzuführen, dass 
jegliche Beeinträchtigung der Trinkwassernutzung ausgeschlossen werden kann. 

v. Das Projekt ist durch einen Hydrogeologen zu begleiten. Dieser legt die Schutzmassnah­ 
men fest, die während den Arbeiten ergriffen werden müssen, um jegliche Gefährdung des 
Trinkwassers auszuschliessen. Jeder Vorfall, der möglicherweise Folgen für das Grund­ 
und das Trinkwasser hat, muss gemeldet werden. Die Installationsplätze sind ausserhalb 
der Grundwasserschutzzone S2 zu realisieren. 
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Wald 

w. Für die Umsetzung der Rodung und des Rodungsersatzes ist der zuständige Revierförster 
einzubeziehen. Zudem ist die Stabilität der an die Rodungsfläche angrenzenden Bäume zu 
prüfen. 

X. Die Rodungs- und Bauarbeiten haben unter Schonung des angrenzenden Waldareals zu 
erfolgen. Es ist insbesondere untersagt, darin Baubaracken zu errichten sowie Aushub, 
Fahrzeuge und Materialien aller Art zu deponieren. 

y. Für den Rodungsersatz hat die Gesuchstellerin das Kantonsforstamt St. Gallen mit einem 
Betrag von Fr. 13'500.- zu entschädigen. Der Rodungsersatz wird mit der Plangenehmi­ 
gungsverfügung fällig. Das Kantonsforstamt ist für die Rechnungsstellung über die Plan­ 
genehmigungsverfügung zu informieren. 

z. Die Gesuchstellerin hat das Rodungsformular zu vervollständigen und zu unterzeichnen. 
Das vollständige Rodungsgesuch ist der Genehmigungsbehörde zuhanden des BAFU bis 
spätestens vier Wochen vor Baustart nachzuliefern. 
Für die Ersatzaufforstungen hat die Gesuchstellerin das Aufkommen einer standortgerech­ 
ten Bestockung zur Erfüllung der Waldfunktionen sicherzustellen. Sie hat während der 
Bauphase und der Aufwuchsphase (Kronenschluss) das Aufkommen von Konkurrenzve­ 
getation wie Brombeere und invasiven gebietsfremden Pflanzen wie Goldrute, Sommer- 
flieder, Riesenbärenklau etc. zu verhindern. Dies hat durch regelmässige Kontrollen bzw. 
entsprechende Massnahmen zu erfolgen. Fünf Jahre nach Abschluss der Arbeiten für die 
Ersatzaufforstungen hat die Gesuchstellerin die Flächen einer Erfolgskontrolle durch den 
kantonalen Forstdienst zu unterziehen. Letzterer hat festzustellen, ob die Bekämpfung der 
Konkurrenzvegetation und der invasiven gebietsfremden Pflanzen weiterzuführen ist und 
diesfalls für welche Zeitdauer. Die Gesuchstellerin hat die Genehmigungsbehörde über den 
Zeitpunkt der Erfolgskontrolle und deren Ergebnis sowie allfällige Forderungen des kan­ 
tonalen Forstdienstes in Kenntnis zu setzen. Bei Uneinigkeiten wird die Genehmigungsbe­ 
hörde nach Anhörung der Parteien sowie des BAFU entscheiden. 

bb. Die Gesuchstellerin hat nach Abschluss der Rodungs- und Bauarbeiten (inkl. Rodungser­ 
satz) den kantonalen Forstdienst zu einer Abnahme einzuladen. 
Strassen/ Wege 

Es sind frühzeitig der Verein St. Galler Wanderwege und der ARGE Velolink in die Bau­ 
planung einzubinden (Planung der Sperrung / allfällige Umleitungen). 

4. Anträge des Kantons St. Gallen 

Die Anträge des Kantons St. Gallen werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich abge­ 
wiesen oder als gegenstandslos abgeschrieben werden. 

5. Einsprache der Pro Natura St. Gallen - Appenzell 
Die Einsprache von Pro Natura St. Gallen - Appenzell wird gutgeheissen, soweit sie nicht aus­ 
drücklich abgewiesen oder als gegenstandslos abgeschrieben wird. 

6. Verfahrenskosten 

Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

7. Eröffnung 

Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­ 
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 

. 

aa. 

cc. 
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8. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 des 
Militärgesetzes, MG; SR 510.1 O). Die Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung 
mit Angabe der Beweismittel und die Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die 
Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; 
SR 172.021 ). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS 

Bruno Locher 

Eröffnung an 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Staatsstrasse 100, Heiligkreuz, 8887 Mels 

( elektronisch) 
- Kanton St. Gallen, Bau- und Umweltdepartement, Amt für Raumentwicklung und Geoin- 

formation, Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St. Gallen (R) 
- Gemeinde Uzwil, Stickereiplatz 1, 9240 Uzwil (R) 
- Gemeinde Zuzwil (SG), Hinterdorfstrasse 3, Postfach 72, 9524 Zuzwil (R) 
- Pro Natura St. Gallen- Appenzell, Postfach 103, 9014 St. Gallen (R) 

z K an (jeweils per E-Mail) 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- AST AB, Immo V 
- Kantonsgeometer (info.budareg@sg.ch) 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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